
Klub der Freiheitlichen Bezirksräte Wien Penzing

Der unterfertigende Bezirksrat stellt namens der Fraktion der Freiheitlichen Bezirksräte auf
der am 25.01.2017 stattfindenden ordentlichen Sitzung der Bezirksvertretung von Wien 
Penzing gemäß § 24 der Geschäftsordnung folgenden

Antrag

Die Bezirksvertretung möge beschließen:

Die Bezirksvertretung Penzing spricht sich für die Ausweisung von bereits verurteilten 
Asylwerbern und verurteilten Asylanten, verurteilten „subsidiär Schutzberechtigten“ bzw. 
trotz negativen Asylbescheids nicht abgeschobenen verurteilten Fremden aus Penzing 
und Österreich aus.

Begründung

Bürgerinteresse:  

Die Zahl der bereits verurteilten Personen welche sich im Asylverfahren befinden oder 
bereits als Asylanten straffällig geworden sind steigt. 

Allein in Penzing sind die Straftaten gem. parlamentarischer Anfragebeantwortung im 
ersten Halbjahr 2016 im Vergleich zum ersten Halbjahr 2015 um 23% gestiegen (höchster 
Anteil Wiens!), Sexualdelikte stiegen sogar um 43%. 

Um nicht nur die Penzinger Bevölkerung vor importierter Kriminalität zu schützen müssen 
verurteilte Asylanten und verurteilte Asylwerber, verurteilte „subsidiär Schutzberechtigte“ 
bzw. trotz negativen Asylbescheids nicht abgeschobene verurteilte Fremde ausgewiesen 
werden.

Nachdem auch Bürgermeister Häupl offenbar unsere Anträge von Oktober 2016 gelesen 
hat (vgl. S 83 10 17 /16, S 83 10 23 / 16, S 83 19 62 /16)  und sich für Abschiebung 
krimineller Asylwerber ausgesprochen hat   1 ist es an der Zeit diesem Wunsch der 
Penzinger und Wiener Bevölkerung nach zu kommen. Bereits verurteilte Asylwerber, 
verurteilte Asylanten, verurteilte „subsidiär Schutzberechtigte“ bzw. trotz negativen 
Asylbescheids nicht abgeschobene verurteilte Fremde haben in unserem Österreich nichts
verloren.

1 http://www.heute.at/news/oesterreich/wien/politik/Michael-Haeupl-Wer-kriminell-wird-ist-
abzuschieben;art85916,1389362
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(Screenshot HEUTE, Interview BGM Häupl, SPÖ - 14.01.2017)

Bezirksrat Bernhard Patzer, 15.01.2017
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